
Vorabentscheidungsersuchen des Naczelny Sąd 
Administracyjny (Polen), eingereicht am 16. September 

2013 — Gmina Międzyzdroje/Minister Finansów 

(Rechtssache C-500/13) 

(2013/C 367/39) 

Verfahrenssprache: Polnisch 

Vorlegendes Gericht 

Naczelny Sąd Administracyjny 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Gmina Międzyzdroje 

Beklagter: Minister Finansów 

Vorlagefrage 

Sind im Lichte der Art. 167, 187 und 189 der Richtlinie 
2006/112/EG ( 1 ) des Rates vom 28. November 2006 über das 
gemeinsame Mehrwertsteuersystem und des Neutralitätsgrund
satzes Vorschriften des innerstaatlichen Rechts wie der Art. 91 
Abs. 7 und 7a des Gesetzes über die Steuer auf Waren und 
Dienstleistungen (ustawa o podatku od towarów i usług) vom 
11. März 2004 (Dz. U. 2011, Nr. 177, Pos. 1054 mit spät. 
Änd.) zulässig, die bewirken, dass im Fall der Änderung des 
Verwendungszwecks eines Investitionsguts von der Tätigung 
von Umsätzen, die nicht zum Abzug der Vorsteuer berechtigten, 
in Umsätze, die dieses Recht begründen, eine einmalige Berich
tigung nicht möglich ist, sie vielmehr innerhalb von 5 aufeinan
der folgenden Jahren und im Fall von Grundstücken innerhalb 
von 10 Jahren vorzunehmen ist, gerechnet ab dem Jahr, in dem 
die Investitionsgüter zur Nutzung übergeben worden sind? 

( 1 ) ABl. L 347, S. 1. 

Vorabentscheidungsersuchen des Hoge Raad der 
Nederlanden (Niederlande), eingereicht am 25. September 

2013 — X, Beteiligter: Staatssecretaris van Financiën 

(Rechtssache C-512/13) 

(2013/C 367/40) 

Verfahrenssprache: Niederländisch 

Vorlegendes Gericht 

Hoge Raad der Nederlanden 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kassationsbeschwerdeführer: X 

Beteiligter: Staatssecretaris van Financiën 

Vorlagefragen 

1. Liegt eine — der Rechtfertigung bedürfende — mittelbare 
Unterscheidung aufgrund der Staatsangehörigkeit oder eine 
Behinderung der Freizügigkeit der Arbeitnehmer vor, wenn 
die gesetzliche Regelung eines Mitgliedstaats eingereisten Ar
beitnehmern eine steuerfreie Kostenerstattung für extraterri
toriale Kosten ermöglicht und dem Arbeitnehmer, der in der 
Zeit vor seinen Tätigkeiten in diesem Mitgliedstaat im Aus
land, mehr als 150 Kilometer von der Grenze dieses Mit
gliedstaats entfernt, wohnte, ohne weiteren Nachweis eine 
pauschal festgelegte steuerfreie Kostenerstattung gewährt 
werden kann, selbst wenn der Erstattungsbetrag über den 
tatsächlichen extraterritorialen Kosten liegt, während für ei
nen Arbeitnehmer, der in besagtem Zeitraum weniger weit 
von diesem Mitgliedstaat entfernt wohnte, die steuerfreie 
Erstattung auf die Höhe der nachweisbaren tatsächlichen 
extraterritorialen Kosten begrenzt ist? 

2. Sofern Frage 1 zu bejahen ist: Beruht die betreffende nieder
ländische Regelung in der Lohnsteuerdurchführungsverord
nung 1965 in diesem Fall auf zwingenden Gründen des 
Allgemeininteresses? 

3. Sofern auch Frage 2 zu bejahen ist: Geht das 150-Kilometer- 
Kriterium in der genannten Regelung in diesem Fall über das 
zur Erreichung des mit ihr verfolgten Ziels erforderliche Maß 
hinaus? 

Vorabentscheidungsersuchen des Landgerichts München I 
(Deutschland) eingereicht am 26. September 2013 — 

Ettayebi Bouzalmate gegen Kreisverwaltung Kleve 

(Rechtssache C-514/13) 

(2013/C 367/41) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Landgericht München I 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Ettayebi Bouzalmate 

Beklagte: Kreisverwaltung Kleve 

Vorlagefrage 

Ergibt sich aus Artikel 16 Abs. 1 der Richtlinie 2008/115/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 
2008 über gemeinsame Normen und Verfahren in den Mit
gliedsstaaten zur Rückführung illegal aufhältiger Drittstaatsange
höriger ( 1 ) auch dann die Verpflichtung eines Mitgliedsstaates,
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